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A n f ra,g e b e a n t w 0 r tun g 

Die Abgeordneten S t end e b ach und Genossen haben am 9. Juli d.Jö 

~n die BU11desregierung eine Anfrage betreffond Europäische Wirtsch0ftsgemein­

schaft und FreihandelBzone gerichtet und dabei die Bundesregierung um Mitteilung 

gebeten, ob sie bereit sei, 

1. dem Parlament eindeutig die Gründebekmmtzugeben, die sie bisher veranlasst. 
haben, der EWG fernzubleiben und sich statt dessen der geplanten Freihandelszone 
zu verschreiben; 

2. auch unbeschadet wei t.ererBemühungen um das Zustandekommen dieser Freihandels.­
zone jetzt schon' in Verhandlungen mit der Kommission der BNG festzustellen, inwie­
weit bei einem Beitritt zur BVG die besondere Lage Österreichs Berücksichtigung 
finden kann; 

3. das Parlament über das Ergebnis solcher Verhandlungen,eingehend zu ill1terrichten. 
namens der Bundesregierung 

Bundeskanzler lng. Raa b hat/in Beantwortung dieser Anfrage ausgeführt~ 

Zu Frage 1: Die Gründe, die Österreich veranl3.sst haben, der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) fernzubleiben und den Beitritt zur beabsichtigten 

Freihandelszone ins Auge 'zu fassen, sind vorerst Erwägungen wirtschaftspolitischer 

utilität. Obwohl Österreich derzeit dnen Grossteil seines Waren- und Zahlung~-· 

, verkehrs mit den Ländern der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 3.bwickelt, hat 
, . : 

es, geographisch ill1d traditionell bedingt, starke +nteressen hinsichtlich ,einer 

Ausweitung seiner Wirtschaftsbezieh~~en zu den Ländern des Ostens und ausser­

europäischen Gebieten,) die es nach Mi.iglichkei t unabhängig von bindenden und ein·­

schränkenden Verpflichtungen frei zu pflegen und entwickeln gedenkt. Bei dieser 

sachlage erübrigt sich die Anstellung einer Un~ersuchung der sich aus einem Boi~ 

tritt zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ergebenden völkerrechtlichen lmpli·. 

kationen. 

Zu Frage 2: Die österreichische Regierung hat sich zur Schaffung einer 

FroihQndelszono bekQlli~t und sieht keine Veranlassung, von diesem Standpunkt ab­

zugehen. 

Zu Frage 3g Die Beantwortung dieser Frage erübrigt sich nuf GrU11d der Be­

antwortung der Frage 2. 

-.-.-.-.-.-.-
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